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Soli-Gelder nicht
für den Bund

Kiel – Reinhard Meyer (SPD),
derzeit Vorsitzender der Ver-
kehrsministerkonferenz der Län-
der und zugleich Minister für
Verkehr und Wirtschaft in
Schleswig-Holstein, begrüßt den
Vorschlag der Bundeskanzlerin
Angela Merkel, den 2019 auslau-
fenden Solidaritätszuschlag zu-
gunsten der neuen Bundeslän-
der später bundesweit für Inve-
stitionen in die Infrastruktur zu
verwenden. Meyer fordert je-
doch, bereits jetzt schon einen
Teil der über den Solidaritätsbei-
trag eingenommenen Gelder in
die Infrastruktur zu stecken.
Derzeit würde der Bund nämlich
vier Milliarden Euro mehr über
den Einzug des Soli erhalten als
er an die neuen Länder im Rah-
men des Solidarpaktes weiter-
überweist. Diese vier Milliarden
sollten nicht im Bundeshaushalt
versickern, sondern gezielt in In-
vestitionen fließen. Der schles-
wig-holsteinische Politiker hat
hier auch bereits einige Projekte
im Auge. So müsse der in seinem
Bundesland liegende Nord-Ost-
see-Kanal, einst Kaiser-Wilhelm-
Kanal, dringend saniert werden.

Bel

Gegner des Islam-Zentrums wird
das Sammeln von Unterschriften
erschwert. Neben linken Demon-
stranten legt auch das Verwal-
tungsgericht München den Protest-
lern Steine in den Weg.

Der heftige Streit um den Bau ei-
ner Großmoschee mit angeschlos-
senem Islam-Zentrum in München
geht in seine entscheidende Phase.
Die Initiative um den Journalisten
Michael Stürzenberger, die das
Projekt stoppen will, hat nach des-
sen Angaben seit Oktober 2011 be-
reits 30000 Unterschriften gesam-
melt. Um einen Bürgerent-
scheid zu erzwingen, müssen
Stürzenbergers Leute 34000
Unterschriften für das ent-
sprechende „Bürgerbegeh-
ren“ vorweisen. Dies wollen
sie bis Jahresende vollbracht
haben.

Danach benötige, so Stür-
zenberger, die Stadtverwal-
tung einen Monat, um die
Unterschriften zu prüfen.
Drei Monate dauere es, bis
die Verwaltung einen Termin
für die Abstimmung be-
kanntgebe. Stürzenberger,
der auch Landesvorsitzender
der Kleinpartei „Die Freiheit“
ist, will erreichen, dass der
Bürgerentscheid gleichzeitig
mit den bayerischen Kom-
munalwahlen am 16. März
2014 abgehalten wird, damit
möglichst viele Münchener
an der Entscheidung teilneh-
men können.

Die Aussicht, dass dies tat-
sächlich gelingen könnte,
lässt die Befürworter des
„Zentrums für Islam in Europa –
München“, kurz ZIEM, zuneh-
mend aggressiv auf Stürzenbergers
Initiative reagieren. Zu den ZIEM-
Befürwortern zählen neben dem
Imam Bajrambejamin Idriz die in
München regierende Koalition aus
SPD und Grünen sowie CSU und
FDP, die großen Kirchen und DGB-
Gewerkschaften sowie eine Reihe
linker und linksextremer Gruppen
und Aktivisten. Die etablierten Par-
teien Münchens haben eine ge-
meinsame Verpflichtung verab-

schiedet, nach der sie das Thema
ZIEM aus dem kommenden Wahl-
kampf komplett heraushalten wol-
len.

Stürzenberger sieht sich unter-
dessen wachsenden Schwierigkei-
ten und Behinderungen ausgesetzt,
die dieser Tage auch das Gericht
beschäftigt haben. Zweimal die
Woche sammelt die Initiative
Unterschriften für das Volksbegeh-
ren an unterschiedlichen Plätzen
der bayerischen Metropole. Nun
hat das Verwaltungsgericht Mün-
chen eine Auflage des Kreisverwal-
tungsreferats bestätigt, wonach die

ZIEM-Gegner bei ihren öffent-
lichen Reden nicht lauter als 85
Dezibel sprechen dürfen. Auch
müssen die Reden alle zehn Minu-
ten für zehn Minuten unterbro-
chen werden.

Dagegen hatte Michael Stürzen-
berger geklagt, Begründung: Die
Lautstärke sei nicht auf ihn und die
Seinen zurückzuführen, sondern
auf „schreiende“ Gegendemon-
stranten. Bei Beschwerden über
deren Lautstärke sei er von Polizei-
beamten belehrt worden, dass der

Lärm seiner linken Gegner ja auch
Teil „seiner“ Kundgebung sei, so
Stürzenberger. Mit der neuen Auf-
lage sieht sich der Moschee-Geg-

ner in seiner Meinungsfreiheit
stark beschränkt, während die
Gegner ungehemmt weitermachen
dürften. 

Dies gelte auch, was Beschimp-
fungen angehe. Als ein Anhänger
der „Freiheit“ auf wüste Anwürfe
mit einer verbalen Entgleisung sei-
nerseits reagiert habe, sei er mit
450 Euro Strafe belegt worden. Die,
die ihn beleidigt hätten, seien straf-
frei ausgegangen. Das gelte selbst
für antisemitische Beleidigungen
gegen die „Freiheit“. Es werde mit
zweierlei Maß gemessen: „Die ei-
nen dürfen mit ausgestrecktem
Mittelfinger beleidigen, die ande-
ren bekommen dafür 2400 Euro

Strafe aufgebrummt“, beschwert
sich der Moschee-Kritiker über ei-
nen anderen Fall.

Das Gericht hat der „Freiheit“
auch verboten, Gegendemonstran-
ten zu fotografieren oder zu filmen.
Damit sei es ihnen fast unmöglich
gemacht, Übergriffe und Regelver-
stöße der Linken zu dokumentieren,
kritisiert Stürzenberger. Die Gegen-
seite dürfe zudem weiterfilmen.

Münchens Oberbürgermeister
Christian Ude, der als SPD-Spit-
zenkandidat zur bayerischen
Landtagswahl im September an-
tritt, wendet sich in einem Schrei-

ben an alle Bürger seiner Stadt
frontal gegen die „Freiheit“ und
ruft die Münchener auf, ihre
Unterschrift zu verweigern oder,
so schon gegeben, zurückzuzie-
hen. Ude stützt sich auf den Ver-
fassungsschutz des schwarz-gelb
regierten Freistaats. Der hat, als
einziges Bundesland, die Klein-
partei Ende März unter Beobach-
tung gestellt, skurriler Beobach-
tungsgrund: Verdacht auf „Islam-
feindlichkeit“. Die Partei klagt ge-
gen die Observierung.

Die Staatsanwaltschaft ermittelt
gegen Stürzenberger auch wegen
eines Plakates, das Heinrich
Himmler mit einem Zitat von ihm
zeigt, in dem die NS-Größe ihre
Sympathie zum Islam bekundet.
Der überzeugte Israel-Freund
Stürzenberger wollte damit auf
historische Zusammenhänge auf-
merksam machen, wie er beteu-
ert. Die Staatsanwaltschaft will
darin aber eine Verherrlichung
Himmlers erkennen.

Unterdessen hat die ARD-Sen-
dung „Report München“ einige
für die ZIEM-Befürworter unan-

genehme Details über
Imam Idriz zutage geför-
dert. Idriz behauptete bis zu
der „Report“-Sendung,
nach dem Besuch eines
Scharia-Gymnasiums im
syrischen Damas kus einen
akademischen Titel in isla-
mischer Theologie an einer
angesehenen Universität in
Libanons Hauptstadt Beirut
erworben zu haben. Dane-
ben habe er noch einen Ti-
tel einer islamischen Aka-
demie in Frankreich. Die
Beiruter Uni bestätigte, dass
sich Idriz bei ihr einst ein-
geschrieben habe. Er habe
das Studium jedoch nie
wirklich begonnen, und ei-
nen Abschluss habe er
schon gar nicht, so ein
Sprecher der Hochschule
gegenüber „Report“. Die
französische Akademie ent-
puppte sich nach den Re-
cherchen als eine vom Staat
nicht anerkannte Schule in
der Provinz, die in dem Ruf

steht, einen radikalen Islamismus
zu propagieren. 

Imam Idriz, ein verkappter Hass-
prediger? Einer der Hauptsponso-
ren des ZIEM ist das Emirat Katar,
das weltweit die Muslimbruder-
schaften unterstützt. Gegen deren
Repräsentanten hat das ägyptische
Militär gerade geputscht, damit
das Land nicht in die Hände von
Islamisten falle. In München wird
Idriz als Beispiel für Toleranz und
Vorbild für Integration gefeiert. 

Hans Heckel

Moschee-Streit geht in heiße Phase
30000 Unterschriften gegen Münchener Islam-Zentrum »ZIEM«: Bürgerbegehren in greifbarer Nähe

Christen wollen
AfD mitprägen

Baden-Baden – Die Partei „Alter-
native für Deutschland“ stellt sich
Woche für Woche breiter auf. Seit
einigen Tagen hat der Landesver-
band Baden-Württemberg sogar ei-
nen christlichen Arbeitskreis. Die
Aufgabe der derzeit gut 20 Mitglie-
der, die der Evangelischen Landes-
kirche, der katholischen Kirche,
aber auch Freikirchen angehören,
ist es, christliche Werte in das Pro-
gramm der Partei einzubringen.
Dabei will der Arbeitskreis seinen
Schwerpunkt auf die Stärkung der
Familie und auf die Ehe als be-
währtes Modell setzen. Aber auch
das Thema Lebensrecht ist dem
Arbeitskreis sehr wichtig. Bel

Große Parteien und
Kirchen unterstützen

Imam Idriz

Er opferte seine Freiheit 
für die Wahrheit 
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Wien überholt Hamburg
Österreichs Hauptstadt überrundet bei anderem Aspekt auch Berlin

Mit hohen Bevölkerungszu-
wachsraten hat Wien
Hamburg bei der Ein-

wohnerzahl überholt und ist nun
die zweitgrößte Stadt im deutsch-
sprachigen Raum. Bereits mit
Stand zum 1. Januar lebten mit
1741246 Einwohnern in Wien
rund 7000 Menschen mehr als in
der Elbmetropole. Noch mehr Ein-
wohner als Wien hat nunmehr nur
noch Berlin mit knapp 3,5 Millio-
nen Menschen.  

Die österreichische Hauptstadt
hat gute Chancen, ihre Stellung zu
behaupten. Experten der Statistik
Austria erwarten, dass bis 2033 die
Zwei-Millionen-Grenze bei der
Einwohnerzahl erreicht sein wird.
Bewahrheiten sich die Prognosen,
wird Wien damit Hamburg deut-
lich hinter sich lassen. Unange-
fochten wird Berlin mit hochge-
rechnet bis zu 3,9 Millionen Ein-
wohnern 2030 allerdings die Num-
mer Eins der Großstädte im
deutschsprachigen Raum bleiben. 

Deutlich abgehängt wurde Berlin
durch die Donaumetropole aller-
dings inzwischen auf einem ande-
ren Feld. Die Hoffnungen, Dreh-
scheibe im Ost-West-Handel zu
werden, die man sich nach dem
Ende des Kalten Krieges gemacht
hat, sind zwar in Wien in Erfüllung
gegangen, nicht aber in Berlin.
Rund 300 internationale Konzerne

haben inzwischen ihre Osteuropa-
Zentralen in Wien. Ihre Chancen
im Osten haben nach 1989 aller-
dings auch Österreichs Unterneh-
men schnell erkannt. Das Resultat:
In Wien beheimatete Unternehmen
erwirtschaften im Schnitt rund 40
Prozent ihres Umsatzes in den
Ländern Ost- und Zentraleuropas.
Die kleinen Firmen und Mittel-
ständler Berlins waren stattdessen
lange eher auf die eigene Region fi-

xiert, als dass sie Chancen in Ost-
europa gesehen haben. 

Das Scheitern der Berliner Hoff-
nungen, zum Zentrum des Osthan-
dels zu werden, hat aber noch an-
dere Gründe. Obwohl die Aus-
gangsbedingungen in beiden Städ-
ten gut waren, hat Wien seine
Trümpfe geschickter ausgespielt.
Zum einen ist es Wien gelungen,
an sein noch aus der k.u.k. Zeit
stammendes Renomee als Dreh-
scheibe des Habsburger Vielvöl-
kerstaats anzuknüpfen. Zusätzlich
wurde dafür gesorgt, dass Wien
auch durch das Steuerrecht ein at-
traktiver Standort ist. Im Falle Ber-
lins hat man zu lange die eigene
Entwick-lung zur Ost-West-Dreh-

scheibe als Selbstläufer betrachtet.
Nachteile in der Infrastruktur, die
bis heute nicht behoben sind, ha-
ben ein Übriges getan. Das Ange-
bot an Verkehrsverbindungen in
Richtung Osten ist im Vergleich zu
Wien fast spärlich. Was Flugverbin-
dungen nach Osteuropa angeht,
hat der Flughafen Wien-Schwechat
die Berliner Flughäfen weit abge-
hängt. Nicht viel besser sieht es bei
den Eisenbahnverbindungen aus.
Wien ist Knotenpunkt von drei
wichtigen internationalen Eisen-
bahnverbindungen – die Moderni-
sierung der Eisenbahnverbindung
von Berlin in Richtung Osten
kommt dagegen erst jetzt in Gang.
Das Resultat: Selbst Zugfahrten in
nicht einmal weit entfernt liegende
Städte wie Stettin oder Breslau
dauern im Schnitt meist doppelt so
lange wie zu Vorkriegszeiten. 

Auch im Falle Wiens haben der
wirtschaftliche Erfolg und die
Magnetwirkung auf Zuzügler aber
ihre Schattenseiten, denn in kaum
einem anderen EU-Land sind die
Preise für Wohnungen seit 2007 so
stark gestiegen. Bei den Kaufprei-
sen für Immobilien liegt Wien in
der Gruppe der zehn teuersten
Städte in Europa. Insbesondere
nach der EU-Osterweiterung ist
der Druck auf den Arbeitsmarkt
spürbar gestiegen, ebenso die Kri-
minalitätsraten. N.H.

Wien, nicht Berlin
Ost-West-Drehscheibe
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